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Verlegung westlich Garmisch-Partenkirchen mit Kramertunnel
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Die jahrzehntelangen Bemühungen des Bund Naturschutz um eine in jeder Hinsicht bestmögliche Lösung für die Umfahrung von Garmisch waren vergeblich!
Ganz kurze Vorgeschichte
Dass die Verkehrssituation in Garmisch-Partenkirchen verbessert werden muss, ist seit langem unbestritten. Deshalb hat sich der Bund Naturschutz (BN) seit vier Jahrzehnten für eine in allen Belangen bestmögliche Lösung für die Umfahrung von Garmisch einge​setzt (erste Broschüre hierzu bereits 1980).
1977 wurde von Dorsch-Consult eine Planung vorgelegt, die verheerender nicht hätte sein können – vom Gemeinderat von Garmisch-Partenkirchen wurde sie jedoch mit 28:1 abgesegnet. Doch 1981 wurde auf der Grundlage einer vom BN vorgeschlagenen Alter​nativtrasse ein Raumordnungsverfahren in Gang gesetzt, das 1982 mit dem Ergebnis en​dete, dass einzig die Trasse mit den Tunnelportalen in Talnähe und mit einer Unterque​rung des US-Geländes in der Breitenau als Streckenführung in Frage kommt. 
Nachdem das Staatliche Bauamt Weilheim (StBA) das Projekt „Umfahrung mit Kramertun​nel“ 24 Jahre nicht erkennbar vorangetrieben hat, kam 2006 mit der Zuteilung der Ski-WM 2011 plötzlich Bewegung in die Planungen. Dabei wurde der beispielhafte Konsens von 1982 aufgegeben und die alte „Dorsch-Consult-Trasse“ wieder zur Grundlage der Planungen gemacht. Entgegen schriftlicher und mündlicher geäußerter Zustimmung der US-Behörden wurde behauptet, diese würden eine Unterfahrung ihres Areals ablehnen. 
Gerade mal 10 Monate nach dem Zuschlag der Ski-WM 2011 an  Garmisch-Partenkir​chen wurde im März 2007 das Planfeststellungsverfahren auf den Weg gebracht und in der Rekordzeit von nur 8 Monaten nach Einleitung des Planfeststellungsverfahrens mit dem Planfeststellungsbeschluss im Nov. 2007 beendet.
Mit seiner Klage gegen den Planfeststellungsbeschluss vom Nov. 2007 hat der BN den verzweifelten Versuch unternommen, die für die Umgehung von Garmisch schlechtest mögliche Lösung zu verhindern und die Chance zu wahren, dass an der Trasse doch noch Verbesserungen erreicht werden. Mit dem Urteil des VGH vom 23.06.2009 wurde diese Hoffnung jedoch zunichte gemacht. 
Die Klage des BN hat den Baubeginn nur maximal um 1 ½ Jahre verzögert.  Entgegen al​len Unkenrufen, begannen die Arbeiten an der Umfahrung nur einige Monate nach der Ur​teilsverkündung. Baubeginn mit Vorarbeiten war Anfang 2010. Der Bau des Erkundungs​stollens wurde Anfang Mai 2011 begonnen. Schon Ende Juni, nach ca. 580 m Vortrieb, wurde der vom BN vorhergesagte Bergsturzbereich mit 40 bis 50 m Grundwasserüberde​ckung im Norden erreicht. Der Baubetrieb im Norden wurde eingestellt und die Baufirma abgezogen. Nachdem auch von Süden her die Problemstrecke erreicht war, wurde Ende 2012 der Stollenvortrieb ganz eingestellt und die Baufirmen Anfang 2013 abgezogen. Seitdem ruht der Bau der Umfahrung von Garmisch. Die nunmehr bald 5 Jahre seit der Baueinstellung sind verlorene Jahre, die allein das StBA Weilheim wegen seiner fachli​chen Unfähigkeit zu verantworten hat. 
Das bisher angerichtete Desaster
Bis dahin wurde Landschaft unnötig und unwiederbringlich zerstört, Tatsachen geschaffen und die Kosten in die Höhe getrieben. Im Süden wurde bei Baubeginn zuerst der Schnee​heide-Kiefernwald beim Tierheim und der Auwald an der Loisach abgeholzt, eine Hang​trasse zum Tierheim in den Kramer gefräst und die Landschaft bis zur Loisach zerstört, ohne zu wissen ob die gewählte Tunneltrasse überhaupt entsprechend den amtlichen Wunschvor​stellungen machbar ist. Diese Arbeiten wurden ausgeführt, um unverrückbare Tatsachen zu schaffen und die Amtstrasse zu zementieren.
Auch der bisher aufgefahrene Erkundungsstollen  dient diesem Ziel. Im Süden traf man auf wassergefülltes Lockergestein und kam unter großen Schwierigkeiten nur sehr lang​sam voran. Im Norden wurde angefangen zu graben, ohne zu wissen, ob und wie man durch den Berg kommt. 
Aus dem südlichen Stollenabschnitt traten von Baubeginn an große Mengen Grund​wasser aus, die sich bis auf die 30-fache Menge steigerte, ab der im Planfeststellungsbe​schluss de​finierte Maßnahmen zur Minimierung der Beeinflussung des Grundwassers und Oberflä​chenwassers wirksam werden sollten. Trotz mehrfacher Anzeige dieser Wasseraustritte bei den zuständigen Behörden wurde die Durchführung der festgelegten Maßnahmen verwei​gert, mit der Folge des Versiegens mehrerer Quellen und des Aus​trocknens von Feuchtflä​chen über dem Erkundungsstollen.
Der gescheiterte Vortrieb des Erkundungsstollens erwies damit drastisch: 
· dass die von den Behörden ohne genaue Kenntnis der Geologie festgelegte und dann unbeirrt durchgesetzte  sog. „Amtstrasse“ durch mehrere geologisch-hydro​geologisch extrem problematische  Bereiche führt,  
· dass der Bau dieses Tunnels, jedenfalls unter den Vorgaben des Planfeststellungs​beschlusses von 2007 technisch nicht möglich ist ,
· dass jeder Meter  Vortrieb des Erkundungsstollens die falsche Trasse für den Haupt​tunnel zementiert,
· dass die Bergsturzstrecke im Norden auch vom Haupttunnel durchörtert wer​den muss,
· dass damit die Zerstörung der über der Tunneltrasse befindlichen Biotope so gut wie sicher ist,
· dass damit ein nicht kalkulierbares, gigantisches Kostenrisiko verbunden ist (der​zeit offiziell geschätzte Kosten schon 100 % über den ursprünglich angegebenen Kosten von 104 Mio. €). 
Welche fatalen Folgen diese Fehleinschätzungen hatten, dokumentiert der mittlerweile in das fünfte Jahr gehende Baustillstand, das Austrocknen einer Südflanke des Kramers, so​wie eine noch nicht beendete Kostenexplosion. Die Verantwortung für die Fehleinschät​zungen der geologischen Gegebenheiten und der hydrogeologischen Zusammenhänge entlang der Amtstrasse, mit verheerenden Folgen für Natur und Landschaft sowie die Kos​tenentwicklung haben allein die Planungsbehörden zu verantworten, die es in 40 Jah​ren Planung nicht fertig gebracht haben, die für ein enges Gebirgstal angepasste Lösung zu finden, naturschonend, optimal verkehrswirksam und damit optimal für die Bevölke​rung, obwohl von Anfang an eine in allen Belangen optimale Alternative angeboten war. 
Die Klage des BN nach dem Umweltschadensgesetz (USchadG) 
Wie erwähnt, wurden beim Stollenvortrieb vom Süden aus im Hauptdolomit auf einer Länge von ca. 600 m stark wasserführende Klüfte angeschnitten. Seit mehr als vier Jah​ren sind wegen der da​durch verursachten Wasserzutritte mehrere Quellen und Bäche am Kramer versiegt und hochwerti​ge Feuchtflächen verloren gegangen. Eine Beendi​gung des Absenkvorganges ist bis jetzt nicht ein​getreten und es gibt auch keine hydro​geologische Untersuchung, wie weit sich diese anhaltende Grundwasserabsenkung in das Kramermassiv letztendlich ausbreiten wird. 
Mit mehreren Schreiben und Eingaben hat der Bund Naturschutz in Bayern e.V. (BN) die​se uner​laubte Grundwasserabsenkungen angezeigt und deren Behebung entsprechend dem im Planfeststel​lungsbeschluss festgelegten Maßnahmenkatalog gefordert. 
In Verfahren vor den Verwaltungsgerichten wurde und wird noch immer gefordert, dass dem StBA umgehend auferlegt wird, durch Vollzug der planfestgestellten Maßnahmen den Erkundungsstollen soweit abzudichten, dass eine weiteres Absinken des Grund​wassers verhindert wird und die ur​sprünglichen, ungestörten Grundwasserverhältnisse wieder her​gestellt werden. Eine Klage vor dem VGH in dieser Sache ist weiter anhängig. 
Auch die Hauptröhre mit dem deutlich größeren Querschnitt wird neue wasserführende Felsklüfte anschneiden mit weiteren Folgen für den Wasserhaushalt. Hierfür werden im vorliegenden Planänderungsbeschluss (PÄB) kei​ne Sanierungsmaßnahmen mehr ange​boten, es gibt auch keinen Maßnahmenkatalog mehr. 
Wo kein Grundwasser mehr ist und keine Quellen mehr sprudeln, verschwinden die davon abhängi​gen Pflanzengesellschaften. Die von einer Wasserversorgung im  Wurzelraum abhängigen Berg​mischwälder sind gefährdet. Die Brandgefahr im Bergwald wird steigen.
Die Behörden sind offenbar unfähig mit dieser Zerstörung und Gefahr umzugehen. Sie glauben, dass die dauerhaften Schäden an der Natur ausgeglichen oder mit fragwürdi​gen Ersatzmaßnahmen kompensiert werden könnten. 
Das Planänderungsverfahren und der jetzt vorliegende Planänderungsbeschluss 
Mit dem gegenständlichen „Planänderungsverfahren“ (PÄV) mit PÄB wurde weder an der Trassenfüh​rung noch an der Bautechnik auch nur irgendetwas geändert. Es ist kein Ansatz zu erkennen, etwas an der ka​tastrophalen Entwicklung zu verbessern, bzw. eklatante Fehler zu korrigieren. Ganz im Gegenteil, den der Land​schaft und der Umwelt schon zugefügten Schäden sollen neue hinzugefügt werden, ohne zur Kennt​nis zu nehmen, dass es eine alle Nachteile der Amtstrasse vermeidende Alternative gibt. 
Die jetzt schon 10 Jahre alte Planung wird unbeirrt weiter verfolgt, ohne Rücksicht auf deutliche Risiken für Quellen und hoch geschützte Biotopflächen im FFH-Gebiet, ohne Sanierung schon verursachter Na​turschäden, ohne Rücksicht auf für die Be​völkerung gefährliche Eingriffe auf das Hochwasserregime der Loisach, ohne Rücksicht auf die verkehrlichen Ziele der Umgehung von Garmisch und ohne Rücksicht auf die aus​ufernde Kostenentwicklung. 
Längst widerlegte Behauptungen werden gebetsmühlenhaft wiederholt und mit Bemerkun​gen „Nicht Gegenstand der Planänderung“ als Reaktion auf unsere nochmaligen Hinwei​se auf Problempunkte bezüglich Hochwassersicherheit und Verkehrswirksamkeit, wird wieder billigend in Kauf genommen, dass die Fortsetzung des Tunnelbaus auf der alten Plantrasse, weitere katastrophalen Folgen haben wird. 
Die vier Jahre, die das Staatliche Bauamt Weilheim gebraucht hat, um ein neues Verfah​ren einzuleiten, in dem es lediglich um die Befreiung von der Pflicht zur Sanierung schon verursachter Umweltschäden und die Erlaubnis für weitere Umweltschäden geht, sind vier verlorene Jahre.
Der BN lehnte deshalb in seiner Stellungnahme vom 11.10.2016 zu diesem „Planände​rungsverfahren“ die vor​gelegte „Planänderung“ ab und forderte einen intelligenten Neu​anfang, mit dem Ziel, weite​re Umweltschäden und Schäden für die Bevölkerung zu ver​meiden und die Kosten nicht unübersehbar steigen zu lassen. 
Beschlussfassung des Bund Naturschutz 
Die Regierung von Oberbayern hat nun mit Planänderungsbeschluss am 28. Juli 2017 den Weiterbau der Ortsumfahrung von Garmisch-Partenkirchen genehmigt.
Es ist bezeichnend und das i-Tüpfelchen für das gesamte verkorkste Verfahren, dass so​gar in der Pressemitteilung der Regierung von Oberbayern zum PÄB. die Baueinstellung mit der gänzlich falschen Behauptungen begründet wird, dass das Staatliche Bauamt Weilheim „ den Bau des Rettungsstollens für den Kramer-Tunnel im Jahr 2013 einstellen musste, da im Zuge der Arbeiten lokal geologische und hydrogeologische Verhältnisse auftraten, die von den gutachterlichen Prognosen abwichen. Diese führten zum Trockenfallen einzelner Quellen im Kramer-Massiv“. 
Es ist erschreckend und typisch zugleich, dass offenbar auch die Genehmigungsbe​hörde, die Regierung von Oberbayern, nicht begriffen hat, dass die Baueinstellung nicht deshalb unausweichlich war, weil einzelne Quellen trocken gefallen sind, sondern weil die Bergsturzstrecke mit hoher Grundwasserüberdeckung erreicht war, vor der der BN ein​dringlich gewarnt hatte. 
All unsere Anstrengungen über 40 Jahre für eine in jeder Hinsicht dem sensiblen Talraum angepasste Trassenführung und für eine optimale Entlastung der Bürger vom Durch​gangsverkehr, waren also vergeblich. 
Es ist unmöglich im Rahmen einer Pressemitteilung umfassend aufzuzeigen, wie Behör​den an einer verheerenden Planung über Jahrzehnte hinweg festhalten und diese mit fragwürdigen Mitteln und fachlich zum Teil nicht sachverständig durchsetzten. Um dies für zukünftige Initiativen darzustellen, denken wir an eine detaillierte Dokumentation dieses Projektes als Lehr​stück einer totalen Fehlplanung im Straßenbau. 
Angesichts der nunletzendlich sichtbar gewordenen Sinnlosigkeit einer Kampfes ge​gen behördliche Uneinsichtigkeit und Unfähigkeit Fehler zu korrigieren oder aus diesen zu lernen,  verzichtet der Bund Naturschutz in Bayern e.V. auf sein Recht gegen den Planänderungsbeschluss zu klagen. 
Damit wird der Bau der Umfahrung von Garmisch mit Kramertunnel als eine historische  Fehlent​scheidungen irreversibel zementiert, sowohl was Umweltbelange, als auch Ver​kehrs-, Sicherheits- und Kostenbelange angeht. 
Die Verantwortung hierfür haben allein die Planungs- und Genehmigungsbehörden, die es in 40 Jahren nicht fertig gebracht haben, die für eine Touristenzentrum in einem engen Gebirgstal angepasste Lösung zu finden, naturschonend, optimal verkehrswirksam und damit opti​mal für die Bevölkerung.
Der Vorstand der Kreisgruppe Garmisch-Partenkirchen des Bund Naturschutz in Bayern e.V. 
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